
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Statement des Rates im Pastoralen Raum Saarbrücken: 

Demokratie und Weltoffenheit verteidigen – dem Rechtsruck entgegentreten 

 

 

Der Rat des Pastoralen Raumes als pastorales Gremium für die Vertretung aller ehrenamtlich 

engagierten Katholikinnen und Katholiken im Großraum Saarbrücken begrüßt und unterstützt 

nachdrücklich die Demonstrationen gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit, die derzeit 

von einem breiten Bündnis aus Parteien, Gewerkschaften und Verbänden organisiert und getragen 

werden. Wir freuen uns darüber, dass zahlreiche Christinnen und Christen an den Demonstrationen 

teilnehmen und rufen selbst zur Teilnahme auf. 

 

Um die Hintergründe der aktuellen Entwicklung besser nachvollziehen können, vorab einige 

Informationen: Die aktuellen Veröffentlichungen des Recherche-Netzwerks CORRECTIV haben 

enthüllt, dass Ende November ein Geheimtreffen von Vertretern rechtsextremer Gruppierungen u.a. 

mit Vertretern der AfD stattgefunden hat. Bei diesem Treffen wurden Pläne zur millionenfachen 

Deportation von Asylbewerbern, Migranten mit Duldung und Deutschen mit Migrationshintergrund 

geschmiedet. Diese Pläne wurden dann mit dem Unwort des Jahres, „Remigration“, kaschiert. 

Diese Pläne erinnern in erschreckender Weise an die dunkelsten Kapitel der Geschichte unseres 

Landes. Damals wie heute wird von Rechtsextremen versucht, einzelnen Gruppen pauschal die Schuld 

für gesellschaftliche Probleme und Herausforderungen zu geben, um damit verunsicherten Gemütern 

ein Gefühl von Sicherheit und Ordnung vorzugaukeln. 

 

Wir bekennen uns als katholische Kirche in diesem Kontext zu unserer historischen Schuld, dass wir 

bereits durch die im „Reichskonkordat“ von 1933 mit dem Dritten Reich vereinbarten Regelungen viel 

zu sehr auf die Wahrung der eigenen Interessen, nämlich freier Religionsausübung, fokussiert waren 

und im Gegenzug  durch das gleichzeitige Schweigeversprechen zu politischen Themen es  –  von 

einzelnen mutigen Zeuginnen und Zeugen einmal abgesehen – überwiegend widerstandslos 

zugelassen haben, dass die Nazis ihre Verbrechen gegen die Menschlichkeit und gegen unser 

christliches Leitbild einer bedingungslosen Nächstenliebe nahezu ungestört verüben konnten.  

 

Gerade deshalb fühlen wir uns heute als ehrenamtliche Repräsentanten der katholischen Kirche im 

Großraum Saarbrücken verpflichtet, eindeutig und vor allem rechtzeitig Stellung zu beziehen: für 

Demokratie, für eine offene und vielfältige Gesellschaft, für die Würde eines jeden Menschen 

unabhängig von Religion, Herkunft, Geschlecht und sexueller Orientierung. Wir begreifen uns, über 

den Horizont nationaler Grenzen hinweg, als Teil einer Weltkirche und stehen ein gegen 

Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus. 
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Eindringlich rufen wir vor dem Hintergrund der bevorstehenden Europawahlen, sowie der am gleichen 
Tag stattfindenden Kommunalwahlen im Saarland, als auch der der in drei Bundesländern stattfindenden
Landtagswahlen dazu auf, sich die Bedeutung und die Konsequenzen des eigenen Stimmverhaltens 

bewusst zu machen: Die Möglichkeit zur demokratischen Mitbestimmung durch unser geltendes 

Wahlrecht ist so wert- und verantwortungsvoll, dass sie niemals dazu missbraucht werden darf - um 

„denen da oben“ mal einen „Denkzettel“ zu verpassen - radikale und demokratiefeindliche Parteien zu 

wählen. Es geht aktuell vielmehr um das Schicksal Europas und unseres Landes. Wenn extremistische 

Parteien an die Macht gelangen, werden Demokratie und Rechtsstaat ausgehöhlt oder ganz abgeschafft. 

Ein von Autokraten regiertes Land hätte unmittelbare, negative Konsequenzen für unsere gesamte 

Gesellschaft und für jeden Einzelnen von uns, die sich nachträglich nicht, oder nur sehr schwer mehr 

rückgängig machen lassen. Beispiele hierfür finden sich aktuell in einer immer größeren Zahl von Staaten 

innerhalb wie außerhalb Europas. 

Wir hoffen, dass es den Vertreterinnen und Vertretern der demokratischen Parteien gelingt, verloren 

gegangenes Vertrauen zurückzugewinnen. Um dies zu erreichen, erscheint es uns wichtig, die 

Sorgen und Ängste in der Bevölkerung wahr- und ernst zu nehmen, diese mit Hilfe konstruktiver und 

klientelfreier Lösungsansätze in politisches Handeln umzusetzen und für die großen gesellschaftlichen 

Herausforderungen einen möglichst breiten, sozial ausgewogenen Konsens zu finden. 

Gleichzeitig gilt es aus unserer Sicht, die Motivation und das Engagement aus der Mitte der Gesellschaft, 

welche(s) in den Demonstrationen zutage tritt, zum Wohle der Gemeinschaft in unserem Lande nicht „im 

Sande verlaufen“ zu lassen, sondern zu nutzen. Politik, Kirche und Gesellschaft sind aufgerufen, durch 

den Auf- und Ausbau von Netzwerkstrukturen und interessenübergreifenden Kooperationen Menschen 

zusammenzubringen, dadurch den „Rückzug ins Private“ zu stoppen und zur gesellschaftlichen 

Verantwortungsübernahme – gerade im Ehrenamt – auf allen Feldern zu ermutigen. 

Für den Rat des Pastoralen Raumes Saarbrücken 

Thomas Rummler, Vorsitzender 

  


